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Wenn Hab’ und Gut

... in einen Einkaufswagen und eine Einkaufstüte passen;
wenn Papierkörbe und Abfallbehälter nach Dosen 
und Flaschen durchstöbert werden, um mit ein paar
Cent Pfand besser über den Tag zu kommen, dann 
sind Armut und Obdachlosigkeit sichtbar. Bisher nur
 vereinzelt – und also spricht man und frau auch – von
„Einzelschicksalen“.

Armut und Obdachlosigkeit können aber das Schicksal
vieler werden, wenn Niedriglöhne, Arbeitslosigkeit,
Honorar- und Werkverträge zunehmend mehr Arbeits -
lebensläufe – und damit auch Rentenverläufe charakteri-
sieren. Auch nach 40 Jahren Berufstätigkeit werden 
nur Renten erreicht werden können, die sich auf Sozial -
hilfe-Niveau bewegen.

In die Medien lanciert wird momentan eine Debatte
über das Renteneintrittsalter. Da wird schon die Rente
mit 69, die Rente mit 70 propagiert. Angesichts dessen,
dass bereits heute 63 Prozent* aller Leiharbeit nehmer/in -
nen meinen, dass sie bis zur Rente mit 67 nicht arbeits-
fähig sind, sind solche Vorschläge ein Hohn. Und eine
Frechheit obendrein, da zwei oder drei Jahre länger zu
arbeiten, das Rentenniveau auch nicht sehr befördern
würden. Aber immer mehr Menschen würden massive
Abschläge hinnehmen müssen, weil sie früher in Rente
gehen (müssen).

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

nutzt die Zeit des Bundestagswahlkampfs, um mit
Abgeordneten und Spitzenkandidaten/innen die ver -
heerenden Auswirkungen prekärer Beschäftigung auf
Arbeits- und Familienleben, auf das Rentenalter zu
 diskutieren. W

* Arbeitsfähig bis zur Rente? – DGB-Index Gute Arbeit, Juni 2013
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SCHWERPUNKT:  PREKÄRE  ARBE IT

VON ANNEMARIE DINSE UND STEPHAN TREGEL

Die vierte gemeinsame Tagung der kooperierenden Fachbereiche
5 und 13 fand vom 13. bis 14. Juni 2013 in der Bundes ver -

wal tung von ver.di in Berlin statt. Sie stand unter dem Motto
„Prekäre Arbeit, Prekäres Leben, Prekäre Zukunft“. Eine Foto aus -
stellung zum selben Thema des ehrenamtlichen Fototeams Hessen
wurde eröffnet. Auf zwanzig eindrucksvollen Fototafeln wird der
Arbeits- und Lebensweg von Betroffenen im Niedrig lohn bereich ge -
zeigt und beschrieben. 

Frank Bsirske begann die Tagung mit einem Rückblick, schilder-
te den aktuellen Stand und machte Änderungsbedarf deutlich.
Die Ouvertüre war die Agenda 2010 der rot-grünen Regierung
unter Gerhard Schröder, mit welcher der „beste“ Niedrig lohn -
sektor Europas aufgebaut wurde. Hartz IV und die Sozialhilfe
 wurden zusammengelegt, die Zumutbarkeit für neue Arbeit bei
 Erwerbs losigkeit und die Sanktionen bei Ablehnung wurden  ver -
schärft. Die Deregulierung der Leiharbeit, die sachgrundlose
 Befris tung von Arbeitsverträgen und die Erhöhung des Renten ein -
trittsalters auf 67 Jahre wurden gesetzlich ermöglicht. Die Re gie -
rung nahm die Senkung des Lohnniveaus und die Schwächung
der Gewerkschaften billigend in Kauf. Dies erzeugt Altersarmut:
Für Rentenneuzugänge beträgt die Absenkung der Renten bei
Männern im Osten 200 Euro im Monat, im Westen 150 Euro. In
44 Beitragsjahren zur Rentenversicherung und einem durchschnitt-
lichen Verdienst von 2600 Euro wird momentan gerade mal eine
Rente auf Hartz-IV-Niveau erreicht. 

Dagegen steht die Entlastung Reicher durch die Abschaffung
der Vermögenssteuer. Seit Beginn der Finanzmarktkrise wurden
mit dem stillen Ein verständnis der Parteien die Verluste sozialisiert.

Von 2000 bis 2010 sind die Tariflöhne real – also nach Be rück -
sichtigung der Inflation – um 7 Prozent gestiegen. Im gleichen
Zeit raum sind jedoch die Bruttolöhne real um 4 Prozent gesunken
(und bei den Einkommensschwächsten im unteren Zehntel sogar
um 9 Prozent zurückgegangen). Die Prekarisierung der Arbeits -
verhältnisse durch Minijobs, Befristungen und Leiharbeit schreitet
voran: 2,3 Millionen Soloselbstständige haben ein Einkommen
von unter 1000 Euro. Jede/r fünfte Beschäftigte arbeitet im Nie -
drig  lohnsektor. 2,4 Millionen Beschäftigte haben einen Stun -
denlohn von unter 6 Euro, 1,4 Millionen unter 5 Euro. Die Angst
vor sozialem Abstieg steigerte die Konzessions bereitschaft der Ge -
werk schaften.

Vorwärts
ins Elend
Die Prekarisierung schreitet voran. Zeit für eine

neue Politik am Arbeitsmarkt also. Dies ist das

Credo der vierten gemeinsamen Tagung der Fach -

bereiche 5 und 13 in ver.di

Die Staatsverschuldung ist das Produkt aus der Vereinigung,
einer ungerechten Steuerpolitik und Geschenken an die Reichen:
Das Schuldenniveau stieg seit der Wende von 40 auf 70 Prozent
des Bruttoinlandprodukts (BIP); durch die Finanzmarktkrise ist es
auf 82 Prozent des BIP angestiegen. Dies veranlasste die Kanzlerin
zu der Aussage, dass wir über unser Niveau gelebt haben. Wer
aber sind wir? Bestimmt nicht die abhängig Beschäftigten, die
Renter/innen oder Erwerbslosen!

Was stellt ver.di sich vor: Von Arbeit muss man auskömmlich
leben können. Ein gesetzlicher Mindestlohn von anfänglich 8,50
Euro muss her, Eindämmung/Abschaffung von um sich greifen -
den Werkverträgen und Scheinselbstständigkeit, Korrekturen im
Steuer system durch Vermögensteuer und Reichensteuer. Eine
neue Ord nung des Arbeitsmarktes, Rückabwicklung der Agenda
2010, Erleichterungen für die Allgemeinverbindlichkeit von Tarif -
verträ gen, Rücknahme der Rente mit 67, Energiewende,
Investition in Bildung.

ver.di gibt keine Wahlempfehlung für eine bestimmte Partei;
Wählen gehen ist wichtig, da es nicht egal ist, wer regiert – auch
wenn wir in Wahlkampfzeiten eingelullt und in Watte verpackt
werden. Wir ver.dianer haben nicht den Mantel der Liebe über
nicht akzeptable Politik gelegt und sind auch nicht der verlänger-
te Arm einer Partei. W
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SCHWERPUNKT:  PREKÄRE  ARBE IT

Die Leiharbeit sollte der Türöffner zur regulären unbefristeten
Beschäftigung werden und dadurch die Arbeitslosigkeit reduzieren.
Die Wirklichkeit zeigt ein anderes Bild: Nur ein geringer Prozentsatz
der Leiharbeitnehmer/innen schafft den Wechsel zum unbefristeten
Arbeitsverhältnis. Stattdessen erhalten sie für die gleiche Arbeit
sehr viel weniger Geld als die Stammbelegschaft, tragen aber ein
sehr viel höheres Risiko. Ihre Kolleg/innen von der Stamm beleg -
schaft betrachten sie häufig als Ursache für den Abbau regulärer
Stellen bei ihrem Arbeitgeber, eine Integration in den Betrieb wird
so erschwert bis unmöglich.

Abhilfe könnte die Politik schaffen. Könnte. Seit vielen Jahren
fordern die Gewerkschaften einen einfachen Satz von Rahmen -
bedingungen. Zum Beispiel den allgemeinen, gesetzlichen Min -
destlohn für alle Branchen. Das funktioniert in ganz Europa, ja
sogar weltweit. Sogar in der Euro-Krise. Wie verhindert werden
kann, dass Leiharbeit zu einem Instrument des Lohndumpings wird,
zeigt das Beispiel Frankreich: Dort muss das gesteigerte Risiko des
Leiharbeitnehmers durch einen 10-prozentigen Aufschlag auf den
Tariflohn ausgeglichen werden.

Die Regeln für die Befristung von Verträgen müssen geändert
werden. Es kann nicht sein, dass sich Menschen über viele Jahre
hin weg von einer Befristung zur nächsten „hangeln“ müssen.
Dabei bleibt jede Form der Lebensplanung auf der Strecke.

Minijobs sollen wieder auf ein erträgliches Maß zurückgeführt
werden. Welchen vernünftigen Grund sollte es geben, dass Teil zeit -
beschäftigte etwa in Handel und Gastronomie nicht mit auskömm-
lichen Teilzeitstellen arbeiten können? Diese Minijobs sind oft nur
verstecktes Lohndumping.

Die Eindämmung prekärer Arbeit hat massive Vorteile für die
gesamte Gesellschaft: Ordentlich bezahlte Arbeit erwirtschaftet
Beiträge in den Sozialversicherungssystemen, die allen Beschäf -
tigten zu Gute kommen. W

VON BERND LOHRUM UND HANS-PETER KILIAN

Prekäre Arbeit trägt inzwischen viele Namen: Sie verbirgt sich hin-
ter Leiharbeit wie hinter befristeten Jobs, hinter Solo-Selbst -

ständigen wie hinter Scheinselbstständigen, hinter Praktika und
hinter Probearbeitsverhältnissen. Maßnahmen für Bezieher von
ALG fallen darunter, Minijobber und Kombilohnbezieher sind da -
von be troffen.

Längst sind nicht nur die so genannten „bildungsfernen
Schichten“ betroffen. Prekäre Beschäftigung durch Kurzzeit befris -
tungen sind auch an Universitäten gang und gäbe, selbst die
Bundesländer beschäftigen ihre Lehrer häufig nur noch vom Schul -
jahresanfang bis zum Schuljahresende; dazwischen muss Arbeits -
losengeld beantragt werden.

Doch eines der am schnellsten wachsenden Segmente der pre-
kären Beschäftigung ist die Leiharbeit. Eine Untersuchung der
Hans-Böckler-Stiftung zeigt, dass der Frauenanteil in der Leiharbeit
ständig wächst. Dass Frauen bei gleicher Tätigkeit noch immer häu-
fig schlechter bezahlt werden als ihre männlichen Kollegen, ver-
schärft das Problem.

Trotz der Einführung von Mindestlöhnen in manchen Branchen
zeigt sich ein erschreckender Mangel an Entgeltehrlichkeit bei den
Arbeitgebern. Nur allzu oft werden Leiharbeiter/innen noch unter
den jeweiligen Mindestlöhnen bezahlt. Fast 6 Millionen Be schäf -
tigte in Deutschland arbeiten zu Löhnen von weniger als 8,50 Euro
in der Stunde.

Oder sie arbeiten auf Basis von Werkverträgen als Solo -
selbstständige. Seit dem Jahr 2000 ist deren Zahl um mehr als
500.000 gestiegen. Ohne tarifliche Absicherung, ohne Krank heits -
schutz, ohne Anspruch auf Arbeitgeberanteile zur Sozialversiche -
rung. Aber mit dem Risiko, dass sie nach dem Auslaufen eines
Werkvertrags auf der Straße stehen. Arbeitswelt verkehrt: Das
unternehmerische Risiko tragen zu hundert Prozent die Beschäf -
tigten, der Arbeitgeber hingegen ist von jedem Risiko befreit. Und
kassiert die Gewinne aus ersparten Löhnen, Gehältern und Sozial -
versicherungsbeiträgen.

Wie schlecht Bezahlung geworden ist, wird aus folgenden
Zahlen deutlich: Arbeitslosengeld II als Kombilohn wurde im Jahr
2010 zusätzlich an 
• 126.000 Selbstständige,
• 695.000 geringfügig Beschäftigte
• 228.000 sozialversicherungspflichtig Teilzeitbeschäftigte

und sogar an
• 344.000 Vollzeitbeschäftigte gezahlt.

Prekär? Unfair!
Bei der Tagung der Fachbereiche 5 sowie 13 hat

Bernhard Jirku, persönlicher Referent von 

Frank Bsirske und früherer Leiter des Bereiches

Arbeitsmarkt- und Arbeitslosenpolitik in ver.di,

einen Überblick über prekäre Arbeit gegeben
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Lehrer“ Abstand zu nehmen, versteht sich von selbst. Die Arbeits -
gruppe erhofft sich davon, dass jede Schüler/in bis zum persönli-
chen Maximum an schulischer Bildung mitgenommen und nicht
bereits vorab in eine Bildungsschublade gesteckt wird.

Im Anschluss an die schulische (Aus-)Bildung befasste sich die
Arbeitsgruppe weiter mit der Bildung an Hochschulen und Uni -
versitäten. Dort sind deutliche Mängel in verschiedensten Bereichen
festzustellen. Zunächst jedoch stellte die Arbeitsgruppe erfreut fest,
dass das Thema „Studiengebühren“ glücklicherweise mit der
Rücknahme der Studiengebühren in den letzten Bundes ländern
endet. Ziel kann nur sein, einen grundsätzlich diskriminierungsfrei-
en Zu gang zum Studium zu gewährleisten. Wenn ein Studium je -
doch nur vom Einkommen der Eltern abhängt, schließt eine Gesell -
schaft viele fähige junge Menschen von der Teilhabe an Bildung
aus.

So lautet auch eine der Forderungen der Ar beits gruppe, die
Aus bildungsförderung wieder so zu gestalten, dass junge Men -
schen sich ihre Hochschulausbildung leisten können, ohne sich
(über BaFÖG auf Darlehensbasis) auf Jahre hinaus zu verschulden.

Die Qualität der Hochschulausbildung ist so zu verbessern, dass
nicht nur genügend Raum für die Studierenden vorhanden sein
muss, sondern auch das lehrende Personal sich auf seine Aufgaben
konzentrieren kann und sich nicht von befristetem Vertrag zum
Nächsten hangeln muss.

Leider konnten die Themenblöcke „Berufsaus bildung“ und
„lebenslanges Lernen“ aus Zeit man gel nicht mehr diskutiert wer-
den. W

VON BERND LOHRUM

Im Rahmen der gemeinsamen Tagung der Fach bereiche 5 und 13
bildete sich neben anderen Arbeits gruppen auch eine Gruppe mit

dem Ar beits  titel „Der Beitrag der Bildung zur Ver mei dung prekärer
Arbeit“.

Vorausgeschickt werden muss die Prämisse, dass Bildung allein
prekäre Arbeit nicht verhindern kann. Das zeigen überdeutlich be -
reits die vielen kurzzeitbefristeten Arbeitsplätze für akademisches
Personal an den deutschen Universitäten und Hochschulen. Den -
noch ist eine gute schulische, berufliche oder akademische Ausbil -
dung eine Grundvoraussetzung für eine gute berufliche Per spek tive.

Dabei beginnt Bildung bereits im Kleinkind alter. Inzwischen
weisen nicht nur Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund
Defizite im Gebrauch der deutschen Sprache auf; auch bei vielen
Kindern aus bildungsfernen Gruppen ist eine frühe  Sprach för de -
rung, aber auch die Ver mittlung von Sozialkompetenz dringend ge -
boten. Die Arbeitsgruppe konnte sich allerdings nicht einstimmig
dazu durchringen, den Besuch eines Kindergartens verbindlich zu
empfehlen.

Neben der frühen Förderung im Kindergarten ist die zweite
wesentliche Forderung der Arbeits gruppe die Durchlässigkeit des
Schul systems noch oben; Ziel muss es sein, jedem einzelnen Kind
den bestmöglichen schulischen Abschluss zu gewähren. Dazu ge -
hört, der frühen Aufteilung nach Schulformen ein Ende zu bereiten.
Die Schüler/in nen sollten stattdessen nach bewährtem skandinavi-
schen Vorbild möglichst lange Zeit gemeinsam lernen. Dass das
bedeutet, vom überholten deutschen Prinzip „eine Klasse – ein

Kann Bildung prekäre Arbeit verhindern? 

Was kann die Bildung tun, um prekäre Arbeit, um ein prekäres Leben zu vermeiden?

Schluss mit den Schubladen

Ein prekäres Arbeitsleben zieht schnell eine desolate Woh -
nungs situation nach sich. Was tun?

Nach einer kurzen Vorstellungsrunde wurde von den Teil neh -
mer/innen des Workshops „Prekäres Leben und Wohnen“ auf der
Gemeinsamen Tagung der Fachbereiche 5 und 13 die Situa tion, in
der sich Menschen mit geringem Einkommen befinden, be -
leuchtet.

Hohe Mieten und ständig steigende Nebenkosten führen im
unteren Einkommensdrittel zu großen Belastungen. Noch schwie-
riger ist die Situation für Menschen in prekärer Beschäftigung. Als
Ursachen für die Situation am Wohnungsmarkt wurden unter
anderem die Deregulierung der gesetzlichen Standards, die
Privati sierung großer öffentlicher Wohnungsbestände und der
faktisch nicht mehr vorkommende soziale Wohnungsbau ausge-

macht. Die Folgen für die betroffenen Menschen sind oft Miet -
rückstände, Verdrängung in schlechtere Quartiere oder Ver lust der
Wohnung bis hin zu Obdachlosigkeit. Und hier beginnt der Teu -
fels kreis, kein Arbeitsplatz – keine Wohnung, keine Woh nung –
kein Arbeitsplatz. Menschen in einer solchen Situation rutschen
oft ungewollt in die Illegalität. 

Als Handlungsmöglichkeiten wurden die folgenden Punkte
diskutiert: Wiedereinführung der Gemeinnützigkeit, ver.di-Woh -
nungsgenossenschaften, stärkere gesetzliche Regulierung des
Woh nungsmarktes, ver.di-Mitgliederservice durch Mieter bera tung
ausbauen, Kampagne wie „Wohnen ist Menschen recht“ oder
„Wohnraum muss für alle bezahlbar bleiben“ durchführen. Zu -
dem soll ver.di sich einsetzen für Projekte wie das „Salzburger
Modell“. W Hartmut Hoffmann 

Desolates Wohnen
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mit Einschränkung der Ver -
siche rungsleistungen oder mit
einem höheren Selbstbehalt
rea giert. Die größten Schwach -
punkte der derzeitigen GKV
sind: Nur Erwerbs einkommen sind beitragspflichtig (warum blei-
ben z.B. Ver mögens-, Vermietungs- und Verpach tungseinnahmen
befreit?). Die Beitragsbemessungsgrenze wirkt regressiv, hohe Ein -
kommen werden also begünstigt. Wer über der Ver siche rungs -
pflicht grenze verdient, kann sich aus der solidarischen Ver siche -
rung verabschieden. Beamte und Selbst ständige sind nicht dabei.
Dagegen setzt ver.di eine allgemeine Bürger versicherung, in der
alle Bürger sich an der solidarischen Finan zie rung der Kranken ver -
sicherung entsprechend ihrer ökonomischen Leistungs fähigkeit
beteiligen. So kann auch eine Risikoselektion von Ver sicherten aus -
geschlossen werden, weil dann die Versicherten basis vergrößert
und damit die Risiken automatisch kleiner werden.

Die Einführung eines Niedriglohnsektors (Hartz IV) bei gleich-
zeitiger Entlastung des Kapitals und Liberalisierung der Finanz -
märkte hat zu einer massiven Ungleichheit der Einkommens -
verteilung geführt. Stattdessen müssen die Themen Wohlstand,
sozialer Zusammenhalt und ökologische Nachhaltigkeit auf die
Agenda. Geeignete Maßnahmen wären: auskömmliche Mindest -
löhne, Equal Pay, Geschlechter gerechtigkeit und eine empfindli-
che Vermögen-, Erbschaft- und Reichensteuer. W

VON STEPHAN TREGEL

Der Workshop „Soziale Sicherung“ hat sich mit einem nötigen
„Paradigmenwechsel in der Sozialpolitik“ befasst. Die Ren -

tenreformen der letzten Jahrzehnte (1992, 1997, 2001 und 2004)
hatten nichts anderes als die Senkung von Ausgaben der Renten -
versicherung zum Ziel. Damit wurde nicht nur das Renten niveau
verringert, sondern auch auf eine Lebensstandard sicherung ver-
zichtet. Die Folge: Altersarmut wird produziert. Zudem verliert eine
Versicherung, für die monatlich rund 19 Pro zent des Brutto ein -
kommens fällig sind, aber immer weniger Leis tung geboten wird,
an Akzeptanz. Darüber hinaus war der Teilumstieg auf Kapital -
 deckung – vorsichtig ausgedrückt – problematisch: Es werden zu
wenige „Riesterrente“-Policen und auch noch von den Falschen,
nämlich relativ Gutsituierten, abgeschlossen, welche die Leistungen
„mitnehmen“. Damit kann die Renten lücke nicht ge schlossen wer-
den. Die Rentenversicherung hat also ein Einnah menproblem. Ziel
muss sein, Armut im Alter zu vermeiden und den Lebensstandard
zu sichern. Hierzu eignet sich der Umstieg auf eine allgemeine Er -
werbstätigenversicherung, in welche alle Arbeit neh mer/innen (Ar -
 beiter/innen, Angestellte, Beamte/innen) einzahlen, durch die die
Beitragsbemessungsgrenze wegfällt und eine vernünftige Er werbs -
unfähigkeitsrente eingeführt werden kann.

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) hat – der herr-
schenden Meinung zu Folge – ein Ausgabenproblem. Hierauf wird

Endlich soziale Politik
Ein Paradigmenwechsel in der Sozialpolitik ist nötig

Die Eingangsthese von Georg Spöttl zum Thema „Bedin gun -
gen der Arbeit“ war: Gute Arbeit ist, wenn jeder Mensch die

Chance hat, einer Beschäftigung nachzugehen, die ihn erfüllt, die
er sich wünscht und entsprechend der eigenen Kreativität entfal-
ten kann. Gute Bildung ist, wenn jeder Mensch die gleiche
Chance hat, sich fit zu machen für die Mitgestaltung der Ge -
sellschaft und wenn die Gesellschaft dieses ohne Barrieren und
starr definierte Normen akzeptiert. 

Formuliert hat die Arbeitsgruppe folgende Eckpunkte:
• Gute Arbeit für ein gutes Leben, jetzt und in Zukunft.
• Bewusstsein schaffen bei der Politik und den Beschäftigten.
• Gewerkschaftliche politische Positionen vortragen, vermitteln

und durchsetzen.
• Fehlende Solidarität der Betroffenen beseitigen.

Zu den Forderungen gehört die Abschaffung der Zeit- und
Leiharbeit sowie der 450-Euro-Jobs. Die Arbeitszeit muss verkürzt

werden. Der Gesundheits- und Ar beits  schutz muss auch bei Tag-
und Nachtschicht gelten. Bildungs freistel lungs gesetze müssen in
allen Bundesländern durchgesetzt werden. Die Lohngruppe 1 im
öffentlichen Dienst muss gestrichen werden, Befristungen sind 
zu beenden. Die Rente ist nach dem Modell – alle zahlen ein 
(auch Beamte, Politiker und Selbst ständige) – zu gestalten. Und:
Deutsch land braucht das Recht auf Ge ne ralstreik. 

Darüber hinaus fordert die Arbeitsgruppe einen gesetzlichen
Mindestlohn, gute Tarifverträge – das heißt Allgemein verbind -
lichkeit und Aufhebung der Tarif sperren –, Sozialversiche rungs -
pflicht für jede Arbeit und Dienstleistung, ab dem ersten Euro
ohne Bemessungsgrenze (das heißt auch für Werkverträge und
„Schein“-Selbstständige). Vollzeit muss die Regel sein, Teilzeit mit
Rückkehr-Op tion. Es darf keine Befristungen ohne Sachgrund
geben und lebenslange kosten freie Bildung muss sichergestellt
werden. W

Hans-Peter Kilian

Verbesserungswürdig

Die Bedingungen der Arbeit
Fo

to
: F

ot
ot

ea
m

 v
er

.d
i H

es
se

n



7

d
ie b

es
o

n
d

er
en

SCHWERPUNKT:  PREKÄRE  ARBE IT

„Diese Jobs
sind ein Problem“

die besonderen: Sie kennen die „schöne neue Welt“ aus
 eigener Anschauung. Ihre Recherchen haben Sie in den Niedrig -
lohn sektor geführt, in Callcenter, zu einem Lidl-Zulieferer oder
zu Leih arbeitnehmer/innen. Wie fühlt es sich an, das prekäre
Arbeitsleben?

Günter Wallraff: Schlecht. Es sind harte Jobs. Sie sind ja nicht
nur unterbezahlt. Sie sind auch schwer oder eintönig oder
abstumpfend, mitunter muss man ziemlich grässliche Sachen
machen. Die „Prekären“ sollen trotz ihrer miesen Bezahlung
ständig Höchstleistung abliefern. Sie werden in Konkurrenz
gegeneinander getrieben, durch Aushänge wie in Callcentern,
wer der Beste oder wer angeblich ein „Minderleister“ ist. Und:
Wer diese Jobs macht, dem begegnen die Vorgesetzten häufig
mit Verachtung. Umso erfreulicher war für mich, dass sich unter
den Kolleg/innen dennoch häufig ein Zusammenhalt ergibt.
Trotz Sprachschwierigkeiten, trotz der Kontrolle von oben, trotz
des erschöpfenden Leistungsdrucks. Und zu all dem kommt
noch die Angst vor dem Absturz in Hartz IV, mit der viele meiner
Kolleg/innen ständig leben. Denn prekär beschäftigt sein heißt
auch, dass eine Entlassung nicht durch hinreichendes Arbeits -
losengeld aufgefangen wird, sondern direkt ins Elend führt. Das
wissen alle, das treibt alle an, das bedrückt alle.

Fast acht Millionen Menschen arbeiten heute in unsicheren
Arbeitsverhältnissen, die ihnen keine gesicherte Existenz bieten.
Was raten Sie diesen Menschen?

Nicht darüber zu schweigen. Sondern zu reden. Miteinander, mit
der Familie, mit Freunden, mit Bekannten. Viele, die diese Jobs
machen, schämen sich fast dafür. Oder tun so, als sei alles 
kein Problem. Nein – das stimmt so nicht. Diese Jobs sind ein
Problem. Und ein noch größeres ist, dass die Politik und die
Wirtschaft genau diese Jobs wollen und ausbauen, um die
Arbeitnehmer klein zu halten, erpressbar und geduckt. Das ist
keine Verschwörungstheorie. Das ist in den Arbeitsmarkt konzep -
ten der Arbeitgeber seit mindestens 15 Jahren nachzulesen.
Umso wichtiger, dass diejenigen, die in diese Jobs oft von den
ARGEN regelrecht hineingezwungen werden, den Mund aufma-
chen und sich wehren. Dazu gehört, dass man sich organisieren
muss, dass man mit den Kolleg/innen auch nach Feierabend
zusammen kommt, selbst wenn die Kraft kaum noch dafür
reicht. Sich gewerkschaftlich organisieren, um die Sache selber
in die Hand zu nehmen. Gewerkschaftlich in dem Sinne, dass
sich die Kollegen/innen selber organisieren und selber tätig
 werden – nicht in dem Sinne, dass man die Verantwortung an
irgendeine ferne Organisation abgibt.

20 Prozent der Bevölkerung in Deutschland ist von Armut
bedroht. Wo liegen die Ursachen?

In sozialen Sonntagsreden sagen manche Politiker, es läge an
der Gier der Reichen. Schon richtig. Aber zum einen ist diese
Gier System – das ist das eigentliche Problem. Nur wer Höchst -
profite generiert, schlägt im Konkurrenzkampf die Schwächeren.
Eine wilde Jagd, bei der die Beschäftigten in allen Ländern auf
der Strecke bleiben. Wenn sie sich nicht dagegen spürbarer
wehren. Zum anderen jedoch hat die Politik das System der Gier
rechtlich zementiert: in der Steuer- und Vermögenspolitik, im
Arbeits- und Sozialrecht und schließlich auch in der Etablierung
des Konkurrenzprinzips in der Bildung.

Der Fachbereich „Besondere Dienstleistungen“ bei ver.di vertritt
eine Reihe von besonders prekären Branchen – etwa das Friseur -
handwerk, das Sicherheitsgewerbe, die Callcenter. Wo sehen 
Sie Handlungsmöglichkeiten für die Kolleg/innen, die sich hier
 engagieren?

In der ersten Phase ist es für aktive Kolleg/innen schwer, in
ihrem jeweiligen Unternehmen etwas zu verändern. Es sind
gerade in den Kleinbetrieben zu wenige, zwei, drei nur, die sich
engagieren wollen. Hier ist der überbetriebliche Kontakt unter-
einander nötig. Den muss ver.di anbieten. Funktioniert der Aus -
tausch in solchen Kreisen, kann das zwei Folgen haben: Zum
einen kann der ganze Kreis an die Öffentlichkeit gehen. Dazu
braucht es Phantasie, Kreativität und sicherlich auch Mut. Aber
ein Infostand von Reinigungskräften auf dem Marktplatz – das
geht. Ich kenne Kolleginnen, die das gemacht haben. Mit großer
positiver Resonanz in der Bevölkerung.

Zum anderen kann so ein Kreis von Gleichgesinnten auch den
einzelnen Kollegen am Arbeitsplatz Mittel an die Hand geben,
wie sie dort weitere Kollegen gewinnen. Das verlangt noch mehr
Mut. Aber ohne den wird sich nichts ändern. Und wenn ich in
meinen prekären Jobs etwas gelernt habe, dann ist es dieses
Gefühl der Gemeinsamkeit und freundschaftlicher Verbunden -
heit, das einen in den Phasen solidarischer Gegenwehr Kraft
gibt. W

Fragen: Uta von Schrenk

Über prekäre Arbeit berichtet Günter Wallraff in dem Buch „Aus der schönen
neuen Welt“. Kiepenheuer&Witsch, 384 Seiten, 9,95 Euro.

Der Enthüllungsjournalist Günter Wallraff

über prekäre Arbeit
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CALLCENTER

wurde beschlossen, dass für die SYKES-Be schäf -
tigten endlich ein einheitliches ge rechtes und
angemessenes Regelwerk her muss – ein Tarif -
vertrag eben.

Unter der Leitung von Bundesfach gruppen -
leiter Ulrich Beiderwieden haben die Teilnehmer
bei diesem ersten gewerkschaftlichen SYKES-
Treffen Verfahren erarbeitet, um einen Überblick
über den Organisationsgrad und Aktionsfähigkeit
innerhalb der Standorte zu ermitteln. In zwei
SYKES-Betrieben ist die Ausgangslage schon
recht erfreulich, in den beiden anderen Betrieben
muss noch einiges an Aufbauarbeit geleistet wer-
den. Mit Hilfe der „betrieblichen Landkarte“ wer-
den ab sofort konkrete Aktionen zur Erhöhung
der Mitglieder anzahl und somit zur Durch set -
zungs  fähigkeit geplant.

Ein Teilnehmer von SYKES kommt zu folgen-
dem Fazit: Die einzelnen Standorte der Firma
SYKES seien während der Tagung „zu einem ein-
zigen großen Standort zusammengewachsen“.
Als die Seminarteilnehmer/innen wieder in Rich -
tung Heimat aufbrachen, war allen klar, dass hier
etwas Großartiges stattgefunden hatte. Der
Grundstein für eine Verbesserung der Arbeits -
bedingungen aller SYKES-Mitarbeiter war gelegt.
Voll motiviert und mit klaren Zielen in den Köpfen
soll dieser Enthusiasmus in die Betriebsgruppen
und in die SYKES-Belegschaften weitergetragen
werden. Die ver.dianer/innen bei SYKES werden
sich jetzt vernetzen, um nicht mehr als Einzel -
kämpfer, sondern geschlossen planen, agieren
und reagieren zu können. „Gemeinsam kriegen
wir das hin! Wir lassen uns nicht mehr auseinan-
der dividieren!“ W

VON HELGE BIERING

„Es wird höchste Zeit, dass sich etwas tut“,
betont ein Callcenter-Agent vom Unter -

nehmen SYKES. Das Ergebnis der bundesweiten
Unterschriftenaktion für einen tariflichen Min -
dest lohn habe in aller Deutlichkeit gezeigt, dass
die Callcenter-Arbeitgeber nicht am Mindestlohn
vorbeikommen (dürfen). Und es verdeutliche,
dass die Beschäftigten der Callcenter „die Nase
voll haben“ von der ungerechten Entlohnung für
ihre teilweise sehr anspruchsvolle Arbeit. Der Ruf
nach angemessenen Löhnen und Arbeits bedin -
gungen wird lauter. Die Arbeitnehmer/in nen
wün schen sich mehr soziale und gerechte Leis -
tungen vom Arbeitgeber, werden aber bisher
anscheinend in der Regel ignoriert oder aber mit
leeren Versprechungen hingehalten.

Jetzt trafen sich erstmalig die Betriebsräte und
Vertrauensleute verschiedener Standorte der
Firma SYKES bei einem Wochenend-Seminar im
ver.di-Bildungs- und Tagungszentrum in Wals -
rode. Hauptanliegen der Tagung war die Analyse
der Perspektiven von Mindestlohn und Tarif -
vertrag für die SYKES-Beschäftigten. Bei SYKES
arbeiten im Dienstleistungssektor bundesweit
rund 2100 Arbeitnehmer/innen. Es gibt vier
Stand orte in Deutschland: Pasewalk, Berlin,
Wilhelms haven und Bochum. Bereits in diesem
Frühjahr hatten viele Mitarbeiter/innen von SYKES
durch ihre über 850 Unterschriften für die Aktion
„Branchenbezogener Mindestlohn“ ihre Ent -
schlos senheit für eine Verbesserung der Arbeits -
bedingungen demonstriert (siehe auch: http://
besondere-dienste.verdi.de/branchen/call-
center/tariflicher-mindestlohn).

Die Callcenter-Agents hatten viel Gesprächs -
bedarf und tauschten sich über die Situation der
einzelnen Standorte aus. In Arbeitsgruppen wur-
den die jeweiligen Gegebenheiten zusammenge-
tragen und verglichen. Hierbei stellte sich heraus,
dass die Mitarbeiter/innen in Bezug auf Gehalts-
und Bonuszahlung, Urlaubsgewährung, Pausen -
regelung und auch in anderen Punkten zum Teil
stark unterschiedlich behandelt werden. Die Se -
mi narteilnehmer/innen stellten aber auch eine
Gemeinsamkeit fest. Der Wunsch, angemessen
für ihre Arbeit entlohnt zu werden! Einstimmig

Erstmalig trafen sich Betriebsräte und Vertrauensleute des Callcenter-

Unter nehmens SYKES, um die Perspektiven eines Mindestlohns und Firmen -

tarifvertrages zu sondieren

Höchste Zeit

C A L L C E N T E R

W BETRIEBSRÄTE -
SEMINAR
Zu Besuch am Gericht

Arbeitsrecht war diesmal 
das Thema des ver.di-Callcenter-
Seminars. In Erfurt, dem Sitz des
Bundesarbeitsgerichts, trafen 
sich unsere Kolleg/innen aus dem
ganzen Bundesgebiet.

Nach den ersten beiden Tagen
rauchten schnell die Köpfe. Der
Besuch des Bundes arbeitsgerichts
war da eine willkommene Ab -
wechs lung. Zu Beginn des
 Sitzungs tages folgte eine kleine
Überraschung: Die anwesenden
ehrenamtlichen Richter waren
nicht komplett. So war eine
ordentliche Verhandlung nicht
möglich. Daher ergab sich die
Mög lich keit, mit den Richtern
 einmal ausgiebig zu diskutieren.
Auch wurden die Fälle mit den
anwesenden Parteien mehr er -
örtert, als das das sonst beim
Bundes arbeits gericht möglich ist.
Die Kolleg/innen konnten unter
anderem live erleben, wie über
Be triebs ratswahlen bei Volks -
wagen in Hannover beschieden
wurde. Oder den Fall eines Arbeit -
nehmers verfolgen, über dessen
Posi tion im Organigramm gestrit-
ten wurde. Nach längerer Erörte -
rung gab der Arbeit geber ver treter
doch glatt im Ge richtssaal zu,
dass er es eigentlich gar nicht
wünsche, dass der Kollege dort
auftaucht. Der Kol lege kann sich
jedenfalls freuen – die Richter
sehen es  eindeutig so, dass er im
Organi gramm stehen muss.

Nach so vielen juristischen
Auseinandersetzungen besuchten
die Seminarteilnehmer/innen zum
Abschluss das Konzentrations -
lager Buchenwald. Dies hat bei
allen einen tiefen Eindruck hinter-
lassen und den Willen gestärkt,
unsere Demokratie weiter zu
 fördern und mitzugestalten.

Das nächste Seminar soll wie-
der in Berlin stattfinden und den
Kolleg/innen nach der Bundes -
tags wahl die Möglichkeit geben,
mit den frischen Bundestagsab -
geordneten zu diskutieren. W

Helge Biering
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CALLCENTER

Erfolgreich abgeschlossen
Die Tarifverhandlungen bei walter services wurden beendet – 

und eine Grundvergütung von 8,50 Euro erreicht

schlussfassung zum Scheitern der Verhandlungen und Bean tragung
einer Urabstimmung brachte den Arbeitgeber zum Ein lenken.
Letzt endlich konnte das Schlichtungsergebnis 1 :1 in die Tarif ver -
träge übernommen werden, darüber hinaus wurden punktuell
sogar Verbesserungen erreicht, wie bei der vorübergehenden Auf -
gabenübertragung von höherwertigen Tätigkeiten.

Weitere Verhandlungen im Herbst auf der Agenda

Gleichzeit wurden weitere Vereinbarungen festgezurrt, wie die Ein -
setzung einer paritätisch besetzten Beratungskommission, die Vor -
schläge für ein vereinheitlichtes Modell zur leistungsabhängigen
Vergütung machen soll. Des Weiteren wird über Regelungen im
Rahmentarifvertrag (RTV) im Herbst 2013 verhandelt, erste Ver -
hand lungsthemen sind bereits festgelegt.

Unser Ziel hatten wir in all den Monaten nie aus den Augen ver-
loren: „walter – zahl mehr, 8,50 müssen her!“ W

Weitere Informationen unter: https://besondere-dienste.verdi.
de/branchen/callcenter/walterservices

VON ULRICH BEIDERWIEDEN

Nach über zwölf-monatigen Verhandlungen, verbunden mit
Warn  streiks und einem Schlichtungsverfahren (siehe „die be -

sonderen“, Ausgabe 1/2013), konnte zwischenzeitlich ein Tarif -
abschluss erreicht werden. Rückwirkend zum 1. Januar 2013 wurde
ein neuer Entgelttarifvertrag (ETV) vereinbart, der eine Gesamt -
laufzeit bis zum 31. Dezember 2015 hat und für die Beschäftigten
in vier Stufen eine Erhöhung der tariflichen Grundvergütungen von
bisher 7,60 auf 8,50 Euro ab dem 1. Oktober 2014 bringt. Lediglich
die Beschäftigten der walter services Cottbus/Emden GmbH, die
bisher nicht unter den ETV fielen, erhalten diese Grundvergütung
erst ab dem 1. Dezember 2015.

Verhandlungen waren zwischenzeitlich gescheitert

Im Rahmen der Verhandlungen über das Schlichtungsergebnis ver-
suchte die Delegation der Arbeitgeberseite ständig, das Schlich -
tungsergebnis zu untertunneln und vereinbarte Kompro miss rege -
lungen zuungunsten der Beschäftigten zu verändern. Erst eine Be -

Bei Anruf 8,50
Die ver.di-Aktion zum tariflichen Mindestlohn 

hat stolze 6.678 Unterschriften aus 52 Callcenter-

Standorten gebracht

wurden in Standorten der D+S communication center von Be -
schäftigten geleistet, darüber hinaus fast die gleiche Zahl aus
Standorten von SYKES und knapp fünfhundert kamen bei Tele per -
formance zusammen.

Interessenverbände sind weiter gefordert

Wir haben die beiden Interessenverbände der Callcenter-Branche,
den Call Center Verband (CCV) und den Deutschen Dialog marke -
ting Verband (DDV), angeschrieben und zu Gesprächen aufgefor-
dert, um die Notwendigkeit eines Mindestlohnes, die Grün dung
eines Arbeitgeberverbandes und die Perspektiven weiterer tarifli-
cher Regelungen darzustellen und zu diskutieren. Wir sind der
Überzeugung, dass eine Branche, die sich als dynamisch und inno-
vativ darstellt und an einer Verbesserung ihres Images interessiert
ist, auch ihren Beschäftigten Perspektiven bieten muss. Dazu gehö-
ren zwingend ein Mindestlohn und tarifliche Regelungen. W

Ulrich Beiderwieden

Anfang Mai wurde sie erfolgreich abgeschlossen – die bundes-
weite Unterschriftenaktion unseres Fachbereichs bei den Be -

schäftigten in den Callcenter-Dienstleistern. Die Forderung lautet:
„Wir fordern einen branchenbezogenen tariflichen Mindest lohn –
nicht unter € 8,50!“

Mit tatkräftiger Unterstützung der Mitglieder des Branchen -
vorstandes Callcenter, die fast alle zu den Erstunterzeichner/innen
der Unterschriftenaktion gehörten, wurde dieses tolle Ergebnis
zustande gebracht.

Gute Beteiligung in den Regionen

Allein im ver.di-Landesbezirk Nord wurden in zehn Callcenter-
Standorten genau 1.707 Unterschriften gesammelt, gefolgt von
Berlin-Brandenburg mit 1.510 Unterschriften aus siebzehn Stand -
orten. Insgesamt kamen über 60 Prozent der Unterschriften aus
Callcenter-Standorten in den neuen Bundesländern. Bei den Call -
center-Dienstleistern gab es auch eindeutige Schwerpunkte: Fast
1.600 Unterschriften kamen aus Standorten der walter services,
knapp über eintausend von arvato, gut neunhundert Un ter schriften

https://besondere-dienste.verdi
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TOUR IST IK

der Arbeits-/Ausbildungszeit von 40 auf 38 Stun -
den, Fahrtgeldzuschuss, 100 Prozent Weih -
nachtsgeld und der Anspruch auf unbefristete
Übernahme der Auszubildenden in Vollzeit. Dies
alles ist sicherlich in der Tariflandschaft in ver.di
ein Highlight. 

Für die Manteltarifverhandlungen wurden die
Forderungen und Vorstellungen der Arbeitgeber
schärfer. Zuerst wurde der Verhandlungsführer
arbeitgeberseitig ausgetauscht. Dann wurde die
Haltung deutlich: Kostenneutralität wurde es ge -
nannt, gefordert wurde jedoch unter anderem:
Wenig verbindliche Zusagen im Tarifvertrag, hohe
Flexi bilität auf Arbeitnehmerseite, Variabilisierung
des Weihnachtsgeldes, Jahresarbeitszeitkonten
möglichst ohne Arbeitnehmersouveränität. In
dem 14-monatigen Verhandlungsmarathon – der
sich auch als Abwehrkampf erwies –, konnten die
ver.di-Tarifkommission und die Beschäftigten alle
Angriffe abwehren. 

Im Juni 2013 ist es nun gelungen, einen wirk-
lich guten und branchengerechten Mantel tarif -
vertrag mit BCD abzuschließen, der am 1. Ok to -
ber 2013 in Kraft treten wird. Neben der Siche -
rung des 100-prozentigen Weihnachts gel des,
wird ab diesem Zeitpunkt keiner mehr eine 40-
Stunden-Woche haben. 38,5 Stunden sind nun
vereinbart. Viele betriebliche Besonder heiten
konnten berücksichtigt werden, so gibt es nun 6
Minuten Rüstzeit pro Tag automatisch auf den
Zeitkonten gutgeschrieben, sowie ein Arbeitszeit-
Ampel-Konto, das den Arbeitneh mer/innen ein
hohes Maß an Autonomie sicherstellt. Als Be son -
derheit ist vereinbart, dass ver.di-Mitglieder einen
Anspruch auf zwei Tage Bildungsurlaub haben;
wenn sie in einem Bundesland arbeiten, das kein
Bildungsurlaubs gesetz hat, sogar sieben Tage. Die
Mitgliedschaft muss aber nachgewiesen werden.
ver.di lohnt sich also.

Wie geht es weiter? Die Gehaltstarif verhand -
lungen waren vorbereitet und terminiert, als das
europäische Management mitteilte, ein Gehalts -
tarif vertrag passe gerade nicht in die Landschaft,
deshalb steigen sie aus den Tarifverhandlungen
nun aus und danken für das Verständnis. Ver -
ständnis? Mit Sicherheit nicht. Die Arbeit neh -
mer/innen bei BCD sind empört und werden sich
dies nicht gefallen lassen. W

VON UTE KITTEL

BCD Travel ist weltweit der drittgrößte Ge -
schäfts reiseanbieter und in Deutschland

Markt   führer. Der Branchenprimus war 2007 aus
dem Arbeitgeberverband der Reisebranche aus-
getreten. Seither gab es keine Tarifbindung mehr
für die derzeit 2000 Beschäftigten. Die ver.di-
Betriebsgruppe und die Betriebsräte warben jah-
relang für eine Erhöhung des Organisations -
grades. 2011 wurde dann entschieden, dass nun
die Voraussetzungen stimmten und Haus tarif -
verhandlungen aufgenommen werden konnten.
Die Geschäftsführung verfolgte zwar andere
Ziele, stimmte jedoch der Aufnahme von Ver -
handlungen zu.

Für die Kolleg/innen, die zwischenzeitlich zu
über 30 Prozent in ver.di organisiert sind, war und
ist wichtig, die Arbeitsbedingungen zu harmoni-
sieren und gleiche Voraussetzungen für die „Alt-
Beschäftigten“ und die neuen, nach 2007 ein -
gestellten, Arbeitnehmer/innen zu verhandeln.
Sicher heit, Transparenz und weg von den Kann-
Ent scheidungen war ein Ziel. Das andere war,
keine/n durch den Tarifvertrag schlechter zu stel-
len. Da insbesondere die Arbeitgeberseite in Tarif -
verhandlungen unerfahren war, einigten wir uns
auf eine andere als die übliche Reihenfolge der
Verhandlungen: Erst Azubis, dann Mantel, dann
Gehalt. Im Sommer 2011 wurden die Ver hand -
lungen mit einer zehnköpfigen, sehr engagierten
ehrenamtlichen Tarifkommission aufgenommen.

Zum 1. Januar 2012 konnte bereits der Aus -
bildungstarifvertrag abgeschlossen werden und
in Kraft treten. Erfolge sind u.a. die Redu zierung

Nach dem Ausbildungstarifvertrag haben ver.di und BCD Travel Germany 

einen Manteltarifvertrag abgeschlossen. Nun stehen Gehaltsverhandlungen an

ver.di lohnt sich
W Bildungsurlaub
 gefordert 

Alle Bundesländer außer
Bayern, Baden-Württemberg,
Sachsen und Thüringen räumen
den abhängig Beschäftigten das
Recht auf Bildungsurlaub ein.

In Baden-Württemberg und
Thüringen sind Bildungsurlaubs -
gesetze in Planung.

Ein solches Gesetz ist auch 
in Bayern überfällig, konstatiert
ver.di-Bayern und fordert daher:
Das Recht auf befristete Frei -
stellung von der (Erwerbs-)Tätig -
keit zur Weiterbildung unter
Fortzahlung des Entgelts. An -
spruch für alle abhängig Beschäf -
tigten (auch Auszubil den de) in
öffentlichen sowie privaten Be -
trieben und Verwaltungen. Der
Anspruch beträgt mindestens
zehn Arbeitstage im Kalenderjahr,
wobei der Anspruch für zwei
Jahre gesammelt werden kann.
Die Freistellung ist zum Zwecke
der beruflichen und politischen
Bildung. Die Kosten tragen die
Beschäftigten (Seminargebühren)
und die Arbeitgeber (Entgelt fort -
zahlung) gemeinsam.

Warum brauchen wir das
Gesetz?

Bildung ist eine der wichtig-
sten Ressourcen, von der unsere
gesamte Gesellschaft  profitiert.
Die Politik muss die Weiter bil -
dungs bereitschaft unterstützen.
Demokratie lebt von der Betei -
ligung aller. Wer mitgestalten
will, braucht Wissen. Bildung
hilft, die Demokratie zu entwi -
ckeln und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt zu fördern.
Weiterbildung fördert Innovatio -
nen und unterstützt den Struktur -
wandel. Die Veränderungen in der
Arbeitswelt erfordern lebenslan-
ges Lernen. Auch die Arbeitgeber
profitieren von gut gebildeten
Beschäftigten. Von daher ist es
nur gerecht, wenn sie ihren Bei -
trag leisten. Und letztlich erhöht
Bildung das Selbstbe wusst sein
und macht unabhängiger vom
Arbeitgeber. W

Hans-Peter Kilian

V E R . D I  B A Y E R N
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MINDESTLOHN

T A R I F R U N D E

Mindestlohn
Bitte unterschreiben!
Während für einige Branchen neue Mindestlöhne abgeschlossen wurden,

ziehen die Verhandlungen für die Leiharbeits- und Sicherheitsbranche 

sich hin. Die Arbeiter/innen in ver.di wollen daher eine Petition an den

Deutschen Bundestag stellen

W GEMA
Tarifrunde 2013 läuft an 

Zur diesjährigen Tarifrunde
hat die ver.di-Tarifkommission
erst malig eine Tarifumfrage bei
den Beschäftigten der GEMA
durchgeführt. Eine rege Beteili -
gung fand statt, interessante Er -
gebnisse kamen zum Vorschein:
78,5 Pro zent der Beschäftigten
wissen, worum es geht, über 89
Prozent beklagen Arbeitsverdich -
tung und fast 80 Prozent sind
bereit, sich für bessere Bezahlung
zu enga gieren.

Die Forderungen zur Tarif -
runde lauten: Erhöhung der
Gehälter und Ausbildungs vergü -
tungen ab 1. Juli 2013 um 6 Pro -
zent bei einer zwölfmonatigen
Laufzeit sowie vier zusätzliche
freie Tage für die Neubeschäf -
tigten, um hier eine Anpassung
an die Alt beschäf tigten zu errei-
chen. Einfach wird die Tarifrunde
nicht: Nach der Kündigung von
Tarifverträgen durch ver.di hat
der Vorstand der GEMA sämtliche
weiteren bestehenden Tarif ver -
träge gekündigt, somit befinden
sich nach dem 30. Juni 2013 alle
tariflichen Rege lungen in der
Nachwirkung.

Die Tarifrunde spielte deshalb
auch beim diesjährigen Seminar
für Betriebsräte der GEMA eine
große Rolle. Dieses fand vom 
10. bis 14. Juni im ver.di-BBZ in
Berlin-Wannsee statt.

Wichtige Themen neben der
Tarifrunde waren der Umgang mit
psychischen Belastungen am
Arbeitsplatz sowie das Thema
Führungskräftefeedback – Mit -
arbeiter „beurteilen“ ihre Füh -
rungskräfte. Dazu waren sach-
kundige Referenten „an Bord“,
die den Betriebsräten wichtige
Tipps gaben und deren Hand -
lungs möglichkeiten darstellten.
Da neben befasste man sich per-
spektivisch bereits mit den
Betriebs rats wahlen, die im
Frühjahr 2014 bundesweit statt-
finden werden. W

Uli Overbeck

VON HANS-PETER KILIAN 

Die Mindestlohnverhandlungen für die Zeit-
und Leiharbeit wurden auf die Zeit nach der

Bundestagswahl verschoben. Und die Min dest -
lohn tarifverhandlungen der Sicherheits branche
stecken in einer Sackgasse. Nachdem in einigen
Ländertarifkommissionen eine klare Entscheidung
gegen die Einrechnung von Zeitzuschlägen zur
Erhöhung des Mindestlohnes erfolgt ist, haben
die Arbeitgeber ihr altes unzureichendes Angebot
erneuert und auf die schwierigen wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen verwiesen.

Vor dem Hintergrund der jüngsten Abschlüsse
im Friseurhandwerk (Erreichung der 8,50 Euro in
2015) und im Tarifbereich der IG Metall für die
Wäschereibetriebe (8,75 in 2016) erwarten die
Arbeitnehmer/innen in der Sicherheitsbranche ein
verbessertes Angebot. Die Mindestlohnerhöhung
muss als wertschätzende Vergütungserhöhung
für die geleistete Arbeit und für zukünftige moti-
vierte und qualifizierte Beschäftigte in den Un ter -
nehmen verstanden werden. Deshalb hält ver.di
an ihrer gerechten Forderung fest.

Parallel zu den tariflichen Verhandlungen über
einen Mindestlohn verfolgen die Arbeiter/in nen in
ver.di daher eine Petition an den Bundes tag, um
den politischen Druck für die Einführung eines für
alle Branchen gültigen, gesetzlichen Min dest lohns
zu erhöhen. Erreicht werden soll ein Ni ve au von
anfänglich 8,50 Euro brutto pro Stunde.

Die Petition im Wortlaut:
„Der deutsche Bundestag möge einen einheitli-
chen, allgemeinen, gesetzlichen Mindestlohn von
8,50 Euro die Stunde beschließen, der möglichst
schnell auf 10 Euro (brutto) ansteigt.

Der gesetzliche Mindestlohn wirkt flächen-
deckend, branchenübergreifend und hat immer
Vorrang, auch wenn Tarifverträge niedrige Ent -
gelte enthalten.

Er gilt für jede Erwerbsarbeit und Beschäfti -
gungs form in Deutschland.

Die Begründungen dafür sind:
• Der Mindestlohn (ML) verhindert Lohnarmut.
• Der ML stärkt die Tariflandschaft in

Deutschland.
• Der ML schafft fairen Wettbewerb.
• Der ML sorgt für mehr Gerechtigkeit.
• Der ML fördert Gleichberechtigung.
• Mit dem ML wissen alle Beschäftigten, was

ihnen an Lohn mindestens zusteht.
• Durch den ML würden rund fünf Millionen

Beschäftigte finanziell besser gestellt.“

Mindestlohn jetzt! 
Unterstützt die Petition! W

Unterschriftenlisten unter: 
www.arbeiter.verdi.de

Bitte keine Kopien, keine Faxkopien, nur
Orginal-Unterschriften an: 

ver.di-Bundesverwaltung
Arbeiterinnen und Arbeiter
Ralf Nix
Paula-Thiede-Ufer 10
10179 Berlin.

Ab September 2013 wird es auch eine 
Online-Petition geben.
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VON UTE KITTEL

Im Rahmen des europäischen sozialen sektora-
len Dialoges haben die Gewerkschaften mit

den Friseurverbänden Europas im April 2012
eine Rah menvereinbarung zum Gesundheits- und
Ar beitsschutz im Friseurhandwerk beschlossen –
darin enthalten sind Regeln zur Verbesserung des
Hautschutzes, zu physischen Belastungen sowie
der Sensibili sierung im Umgang mit Stress. Basis
dieser Ver einbarung sind die seit Jahren in
Deutschland  gültigen Regelungen und Empfeh -
lungen der Be rufsgenossenschaften zur Verbesse -
rung des Ar beits- und Gesundheitsschutzes im
Friseurhand werk. Diese sollten nun europäischer
Standard wer den. Deshalb beantragten die So -
zial partner bei der Europäischen Kommission, die
Rahmen vereinbarung als EU-Richtlinie anzuerken-
nen. Auf Drängen der Arbeitgeberseite sollen
auch soloselbstständige Friseur/innen erfasst wer-
den, insbesondere wenn diese im Arbeits um feld
von anderen Friseur/innen, etwa bei Stuhl an mie -
tun gen, arbeiten.

Üblicherweise wird so ein Begehren von der
EU-Kommission in mehreren Schritten geprüft
und auf den Weg gebracht. So prüft die Kom -
mission zunächst, ob der Inhalt der Vereinbarung

überhaupt von den Sozialpartnern abgeschlossen
werden durfte sowie deren Kosten und Nutzen.

Bei den Friseur/innen passierte aber erstmals
in der über 40-jährigen Geschichte der europäi-
schen Sozialpartnerschaften, womit niemand
rech nen konnte: Von 10 Ländern – voran Hol -
land, Deutschland und Großbritannien – wurde
bereits vor Beginn der Prüfung durch die EU-
Kommission ein Veto eingelegt. Das kann durch-
aus als Angriff auf die Autonomie der Sozial -
partner schaften gewertet werden und ist aus
Sicht von ver.di nicht nachvollziehbar. Anstatt als
Vorreiter in Sachen Arbeitsschutz europaweite
Standards zu setzen, blockiert das Bundes arbeits   -
ministerium (BMAS) eine wichtige Arbeits -
schutzrichtlinie. Die Prüfung der EU-Kommission
dauert an. Die ersten Ergebnisse belegen, dass
diese Richtlinie für die Arbeitnehmer/innen einen
deutlich besseren Schutz bieten und zu einer
Reduzierung der Berufserkrankungen führen
würde sowie den Unternehmen immense Kosten
erspart. Bleibt zu hoffen, dass das BMAS nach
Vorliegen des Gutachtens seine Abwehrhaltung
überprüft, damit die Richtlinie in Kraft treten
kann. „Wenn das BMAS die Blockadehaltung
aufgeben würde, würden die anderen Länder
auch mitziehen“, heißt es in Brüssel. W

FR ISEURHANDWERK

Das deutsche Bundesarbeitsministerium blockiert eine europaweite

Arbeitsschutzrichtlinie für Friseur/innen. 

Haarsträubend

F R I S E U R E

W KLIER zahlt Mindestlohn
Der Marktführer der

Friseurfilialisten, KLIER, hat er -
klärt, dass das Unternehmen
bereits vor Inkrafttreten den ver-
einbarten Mindestlohn umsetzt.
Im Juni wurden Berlin und
Mecklenburg-Vorpommern, im
Juli Brandenburg und Sachsen
und ab August der Rest der bun-
desweit 900 Filialen auf Min dest -
löhne umgestellt. Geschäftsführer
Michael Klier trat offensiv für den
Mindestlohn ein und setzt diesen
konsequent um. ver.di sagt: 
„Gut so“.

W KLIER und Betriebsräte 
In Hamburg leitete ver.di

Betriebsratswahlen für alle an -
sässigen Filialen ein. KLIER wollte
das nicht und bestand darauf,
dass wenigstens jede Filiale für
sich wählt. Aus Sicht von ver.di
verkennt diese Haltung den Be -
triebsbegriff des Betriebs verfas -
sungsgesetzes. KLIER wollte
gerichtlich die eingeleitete Wahl
stoppen, das Arbeitsgericht
Hamburg lehnte dieses Begehren
ab. Wir sagen: „Marktführer und
Betriebsrat passen gut in einen
Satz.“ Bei 900 Filialen muss es
irgendwann auch Betriebsräte
geben.

W Fachkräftemangel bei KLIER
KLIER könnte derzeit  bundes-

weit mehr als 300 Friseurinnen
und Friseure einstellen, wenn es
ausreichend Bewerberinnen und
Bewerber gäbe. Bezahlt wird
mindestens Mindestlohn (West
7,50 und Ost 6,50) oder mehr.
ver.di sagt: Fachkräftemangel
führt zu einem arbeitnehmer-
freundlichen Arbeitsmarkt. Wer
sich jetzt verändern will in der
Branche, kann nahezu überall
Forderungen stellen. Gut so.

Zu den Kunden des Sicherheitsunternehmens
Securitas zählen Banken, Versicherungen,

Pro duktionsbetriebe genauso wie Flughäfen,
Handels unternehmen oder Privathaushalte.
Rund 19.000 Arbeitnehmer/innen hat das Un -
ter  neh men in Deutschland.

Bei bundesweit wechselnden Einsatzorten
und den vielen Spezialisierungen der Auszu bil -
denden zur Fachkraft für Schutz und Sicherheit
gibt es natürlich viele Fragen der Azubis und Ge -
setze, die eingehalten werden müssen. Aus die-
sem Grund, und um ihre Interessen gegenüber
dem Unternehmen zu wahren, haben die Aus -
zubildenden der Securitas in ihrem Schweriner
Ausbildungszentrum eine neue Jugend- und
Aus zubildenden-Vertretung (JAV) gewählt.
ver.di gratuliert herzlich Olcay Altun, Chris toph

Böhm, Marie Rudnick, Daniel Garcia und Marius
Franke zu ihrer Wahl. Marius Franke ist von der
JAV in der Konstituierenden Sitzung zum Vor -
sitzenden gewählt worden. Daniel Garcia ge hört
zu den spanischen Auszu bilden den, die für die
drei Jahre Ausbildungszeit ihre Heimat verlassen
haben, um in Schwerin ausgebildet zu werden.

Ein erstes Projekt der JAV ist die Neu organi -
sation der Unterbringung der angehenden Fach -
kräfte für Schutz und Sicherheit im firmeneige-
nen Wohnheim.

Der Betriebsrat hat mitgeteilt, dass den neu -
en Jugend- und Auszubildenden vertreter/in nen
durch ein entsprechendes ver.di-JAV-Semi nar die
nöti gen Kenntnisse für ihre Tätigkeit als Interes -
sen vertretung vermittelt werden. W

Tanja Flanhardt

Nachwuchs organisiert sich

Fo
to

: F
ra

nk
 B

us
ch

er



13

d
ie b

es
o

n
d

er
en

LOHNSTEUERSERVICE

W ver.di sucht neue
Lohnsteuer beauftragte 

In ver.di gibt es die Möglich -
keit, sich zu/zum Lohnsteuer -
beauftragten aus  bilden zu lassen.
In einer einwöchigen Schulung
(oder über mehrere Wochen -
enden verteilt) erhältst Du alle
nötigen Kenntnisse, um über ein
Lohnsteuerprogramm am Com -
puter die Einkommens steuer -
erklä rung für Mitglieder in
Deinem ver.di-Bezirk durchführen
zu können.

Terminvereinbarung machst
Du mit den Mitgliedern, Du
kannst hierzu entweder ein Büro
mit PC in der ver.di-Geschäfts -
stelle nutzen oder auch zu Hause
beraten. Steuer rechtlich ist alles
durch die ver.di-Bundesverwal -
tung mit dem Finanz amt abge-
stimmt.

Voraussetzungen:
• Du arbeitest schon immer

gern mit Zahlen und hast
Spaß an Steuererklärungen?

• Du möchtest Dich gerne aktiv
bei ver.di einbringen?

• Du bringst die Bereitschaft
zum Selbststudium mit und
könntest mindestens 20 Bera -
tungen im Jahr durchführen?

• Du hast Zeit, die Beratun gen
durchzuführen (mind. ca. 
10 Stunden im Monat)

Dann bist Du genau
die/der Richtige!

Einmal jährlich nimmst Du an
einem 2- bis 3-tägigen Auf bau -
seminar teil, das Dir die jeweili-
gen Neuerungen im Steuerrecht
und sonstige wichtige Informa -
tionen vermittelt.

Es ist für unsere Mitglieder
das Werbeargument schlechthin,
denn mit der kostenlosen
Erstellung der Steuererklärung
hat man ja den Mitgliedsbeitrag
eines Jahres fast schon wieder
gewonnen. W

Melde Dich bei Manuela
Colombe, ver.di-Bundes verwal -
tung, Tel.: 030/69 56-2372, 
oder per E-Mail:
 manuela.colombe@verdi.de

Tarifverträge der Zeitarbeitsgewerkschaft CGZP
fest. Für die Unternehmen, die diesen Tarifvertrag
angewendet haben, entstand die Situation, dass
die Zeitarbeitnehmer/innen nach dem Equal-Pay-

Prinzip bezahlt werden müssen. In vielen Kla -
gen versuchen nun, die betroffenen Be -

schäf tigten ihre Ansprüche durchzuset-
zen. Gleichzeitig müssen die Zeit arbeits -
unternehmen mit Nachfor de rungen der
Sozialkassen in Milliardenhöhe rechnen.
Genaue Summen sind noch nicht be -

kannt.

Mit dieser jüngsten Entscheidung besteht
der Christliche Gewerkschaftsbund nur noch aus
neun Tariforganisationen. Dabei sind noch längst
nicht alle Klagen der DGB-Gewerkschaften gegen
die arbeitgeberfreundlichen Pseudo-Gewerk -
schaf ten entschieden. Die nächste Entscheidung
zur „Aleb“, dem „Arbeit nehmerverband land-
und ernährungswirtschaftlicher Berufe“ steht an,
und damit droht auch dieser Organisation das
tarifmäßige Aus.

So mehren sich jetzt auch in einigen Orga -
nisationen des Christlichen Gewerkschafts bunds
die Stimmen, die eine Wende in der Tarifarbeit
ihrer Organisationen wollen. Weg vom Image als
Dumpinggewerkschaft, hin zu sozialverträglichen
Lohnabschlüssen lautet die Forderung. So hat sich
der CGB der Forderung ver.dis und des DGB nach
einem gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro
an geschlossen.

Doch dass es sich dabei nur um ein Lippen -
bekenntnis handeln kann, zeigen die „Tarif -
verträge“ der Schwestergewerkschaft „DHV –
Deutscher Handels- und Industrie angestell ten-
Verband“ (früher: „Deutscher Handungsgehilfen-
Verband“) mit Tariflöhnen von 6,50 Euro West
und 6 Euro Ost für Werkvertragsarbeiter.

Nicht an ihren Worten, an ihren Taten sollt ihr
sie erkennen. Und diese Taten zeigen ganz ein-
deutig, dass sie nie gebraucht wurden, die
„Christ  lichen Gewerkschaften“. Außer von den
Arbeitgebern. W

VON BERND LOHRUM

Diese Entscheidung ist als großer Erfolg für die
DGB-Gewerkschaften, in diesem Fall beson-

ders für ver.di zu werten. Zum wiederholten
Mal wurde damit gerichtlich festgestellt,
dass die Organisationen des Christlichen
Ge werkschafts bunds wegen „fehlender
Mächtigkeit“ nicht tariffähig sind. Nach
eigenen Angaben verfügt „medsonet“
über 7.000 Mitglieder und damit über
einen Organisationsgrad von gerade ein-
mal 0,32 Prozent. Dabei hat diese Organi -
sation bereits mit einem Trick – die Be schrän -
kung des Tätigkeitsbereichs auf Einrich tungen in
privater und gemeinnütziger Träger schaft – ihre
Mitgliederquote künstlich aufgebauscht. Doch
selbst mit dieser Einschränkung kam „medsonet“
auf gerade einmal ein Prozent Organi sa tions  grad
und ist damit weit entfernt davon, Mit glieder -
interessen durchsetzen zu können.

Falls sie das denn überhaupt jemals gewollt
hat. Denn bekannt sind die Christlichen Ge -
werkschaften eher dafür, mit Arbeitgeberorgani -
satio nen Gefälligkeitstarifverträge auszuhandeln.
Natürlich auf dem Rücken der Arbeit nehme rin -
nen und Arbeitnehmer. Denn betroffen sind da -
durch nicht nur die angeblich 280.000 Mitglieder
der „Christlichen Gewerkschaften“, sondern
auch alle anderen Kolleginnen und Kollegen, die
in einer so tarifierten Branche arbeiten. Wobei
auch die Mitgliederzahlen mehr als nur fraglich
sind. Bereits im Jahr 2007 hat das ARD-Magazin
„report Mainz“ nachgewiesen, dass in minde-
stens einer Wuppertaler Personalagentur jede
Angestellte vom Arbeitgeber als Mitglied des
CGZP angemeldet und die Beiträge vom Arbeit -
geber zwangsweise einbehalten und abgeführt
wurden. So werden Menschen zu Mit glie dern
einer fragwürdigen Organisation ge macht und
wussten meist noch nicht einmal davon.

Wohin das führt, hat der Beschluss des Bun -
desarbeitsgerichts vom 14. Dezember 2010 ge -
zeigt. Dort stellte das BAG die Nichtigkeit der

In seinem Beschluss vom 11. Juni 2013 hat das Bundesarbeitsgericht erneut

festgestellt, dass die so genannten Christlichen Gewerk schaften, im Beson -

deren die Organisation „medsonet“ zu keinem Zeitpunkt tariffähig war

Arbeitnehmerfreund -
liche Rechtsprechung

DAS GUTE  BE ISP IEL

§

mailto:manuela.colombe@verdi.de
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Euro und im 3. Ausbildungsjahr um 160 Euro auf 900 Euro. Als
besonderer Bonus für ver.di-Mitglieder wurde vereinbart, dass diese
einen zusätzlichen Urlaubstag erhalten.

„Wir haben gezeigt, dass trotz eines schwierigen Umfeldes eine
Lösung auf dem Ver hand lungsweg möglich ist, auch wenn in Tarif -
konflikten manchmal hart gekämpft werden muss. Wir haben
einen Kompromiss erreicht, der deutlich Zuwächse bei den Ein -
kommen ga rantiert und ver.di Mitgliedern einen zusätzlichen Ur -
laubs tag zusichert“, so Dieter Altmann, Ver hand lungs führer von
ver.di Nord.

„Wenig übrig haben wir für die begleitenden hämischen Kom -
mentare aus anderen Parteien. Wer Vergütungen nach Guts  herren -
art ohne Tarifverträge zahlt, sollte sich besser zurückhalten wenn
Tarifpartner, wenn auch hart in der Sache, miteinander verhan-
deln“, so Alt mann weiter.

Beide Verhandlungsführer be wer teten den Abschluss insgesamt
als tragbaren Kompromiss. W

Frank Schischefsky

Ver.di Nord und der SPD-Lan desverband Schles wig-Holstein
(SPD) haben sich nach langem Ringen auf einen neuen Gehalts -

tarifvertrag für die bei der SPD in Schleswig-Holstein beschäftigten
Arbeit neh mer/innen geeinigt.

Die neue Vereinbarung sieht vor, dass alle SPD-Beschäftigten
rückwirkend ab 1. Januar 2013 eine Er hö hung der Vergütungen
um 125 Euro erhalten. Dies entspricht einer Erhöhung von 7,2 Pro -
zent in der niedrigsten und 3,1 Prozent in der höchsten Gehalts -
stufe. In der Gehaltsgruppe, die für die zumeist teilzeitbeschäftig-
ten Mit ar bei ter/innen in den Kreis ge schäfts stellen gilt, wurde eine
Gehalts erhö hung von 150 Euro (5,7 bis 7,3 Prozent) vereinbart.
Weiterhin werden die Vergütungen 2014 erneut um linear 2 Pro -
zent erhöht.

Einig waren sich beide Seiten von vornherein über eine Er -
höhung des Mindestlohnes für kurzzeitige Aushilfen auf Ver anstal -
tungen, Par tei  tagen oder Wahlkampf akti onen von 8,50 auf 10,50
Euro.

Die Ausbildungsvergütungen steigen im 1. Aus bildungsjahr um
100 Euro auf 680 Euro, im 2. Aus bildungsjahr um 140 Euro auf 790

Schleswig-Holstein 

Neuer Tarifvertrag im Friseurhandwerk
„Wir haben mit diesem Tarif vertrag, der für viele Unter nehmen

gerade noch tragbar ist, ein Zeichen gesetzt, um das Friseur -
handwerk auch für die Zukunft als attraktiven Ausbildungs- und
Arbeitsbereich zu sichern. Wer sich für Tätigkeiten in unserer
Branche entscheidet, kann sicher sein, zukünftig keinen Dum ping -
löhnen ausgesetzt zu werden“, so Hartmut Klotz, Landes innungs -
 meister des Friseurhand werks in Schleswig-Holstein.

Die Tarifvertragsparteien sind sich einig, beim Ministerium für
Arbeit und Soziales den Antrag auf Allgemeinverbindlichkeit des
Tarif vertrages zu stellen. W

Frank Schischefsky

Ver.di Nord und der Landes in nungsverband des Friseur hand -
 werks und der Kosmeti ker/in  nen Schleswig-Holstein haben

einen neuen Tarifvertrag unterzeichnet.

Der Tarifvertrag sieht vor, dass in drei Stufen ein tariflicher
Mindest lohn von 8,55 Euro erreicht wird.

„Wir haben ein wichtiges Ziel erreicht. Der Mindestlohn von
8,55 Euro wird bis 1. August 2015 auch für Friseurinnen und
Friseure ohne Abschlussprüfung erreicht. Auch wenn ver.di diesen
gern früher umgesetzt hätte, ist das dreistufige Modell ein vernünf-
tiger und trag fähiger Kompromiss, um im Friseur handwerk im Land
zu fairen Löhnen zu kommen“, so der Landesbezirks fach be reichs -
leiter von ver.di Nord, Dieter Altmann.

Tierpark und Zoo Berlin 

Erstmals Warnstreik
werden. Dieser Erfolg konnte nur dadurch erreicht werden, weil
zum ersten Mal in der Geschichte des Tierparks und des Zoo -
logischen Gartens Berlin ein Warnstreik durchgeführt werden
konnte. Über 120 Kolleginnen und Kollegen folgten dem Aufruf
von ver.di und legten Ende Mai für zwei Stunden die Arbeit nieder.
Die ursprüngliche ver.di-Forderung: 6,7 Prozent mehr Lohn, die
Arbeitgeber hatten bis dahin lediglich 1,5 Prozent angeboten. W

Die Kolleginnen und Kollegen des Tierparks Berlin-Friedrichs -
felde und des Zoologischen Gartens Berlin erhalten ab dem 1.

Juli 2013 1,5 Prozent, ab dem 1. Dezember 2013 und 1. Juli 2014
jeweils 1,7 Prozent mehr Lohn sowie für die ersten sechs Monate
des Jahres 2013 eine Einmalzahlung in Höhe von 280 Euro.
Weiterhin ist die Angleichung der Entgelttabellen Tierpark Berlin an
Zoologischen Garten in zwei Schritten vereinbart worden und erst-
mals konnte ein Tarifvertrag für die Auszubildenden abgeschlossen

Schleswig-Holstein 

Tarif-Kompromiss für SPD-Beschäftigte erzielt
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Jörn Diers

O-TON

W Jörn Diers ist seit mehreren
Wahlperioden Mitglied des
Landesfachbereichsvorstands
Niedersachsen-Bremen, nachdem
er auch eine Zeit lang im bezirk-
lichen Vorstand gearbeitet hatte.
1981, mit Beginn seines Rechts -
referendariats in Bremen, trat er
in die ÖTV ein. In dieser Organi -
sation war er bereits im Bundes -
fachbereichsvorstand Besondere
Dienstleistung. In ver.di gehört 
er zur Fachgruppe FoKuS und ist
deren Vorsitzender, dort ar beitet
er auch in dem Arbeitskreis
Parteien und Verbände mit.
Dem Präsidium des Bundesfach -
bereichsvorstands Besondere
Dienstleistungen gehört er seit
2007 an. Auf dem letzten ver.di-
Kongress arbeitete er in der
Kongressleitung mit. 

Jörn Diers ist 57 Jahre alt, ver -
heiratet und hat zwei inzwischen
erwachsene Kinder. Das Studium
zum Juristen absolvierte er an
der Universität Göttingen. Er ist
Leiter der Abteilung Mitbestim -
mung und Technologie bera tung
an der Arbeitnehmerkammer
Bremen. Zuvor war er als Rechts -
anwalt tätig. Zudem ist er Vor -
sitzender der Verbraucher zentrale
Bremen, da ihm die Verbraucher -
interessen sehr am Herzen
 liegen. 

Privat gehört sein Herz neben
der Familie der Musik. Seit vielen
Jahren singt er in Chören und
Ensembles. „So kann ich vom
Alltag wirklich abschalten“, be -
tont er. „Das geht aber auch
beim Sport oder auf einer Rad -
tour.“ W

Hans-Peter Kilian

2. Was sagt ver.di zu den Friseur/innen,  
die behaupten, der Mindestlohn wäre
ein Schnell schuss und vernichtet
Arbeits plätze?

Antwort: Nichts mehr. Das Friseurhandwerk hat
massive Image- und Nachwuchsprobleme. Wer
es jetzt nicht begreift, dem können wir nicht
mehr helfen. Unwürdige Arbeitsbedingungen
und Entlohnungen müssen ein Ende haben. Wir
empfehlen allen Friseur/innen, den Tarifvertrag
sofort und freiwillig umzusetzen, weil die All -
gemeinverbindlichkeit kommen wird. Dann
kommt es ohnehin zu  – vermeidbaren – Nach -
zah lungen (wenn man sich gleich an diese Un -
ter grenze hält).

3. Bis zu 100 Prozent Gehaltserhöhung im
Osten – wie sollen das die Unternehmen
verkraften?

Antwort: Die müssen ihre Preispolitik überden-
ken. Es wird wohl nicht gehen, weiterhin
Dienstleistungen für 5 bis 10 Euro anzubieten.
Außerdem haben bereits viele vernünftige
Unternehmen und Filialen im Osten ihre Löhne
weiterentwickelt. Es zahlen ja nicht alle 3 Euro.

4. Warum hat das jetzt so lange gedauert?
Am 22. April 2013 waren die Verhand -
lungen.

Antwort: Das stimmt. Aber das Verhand lungs -
ergebnis musste tarifiert werden. Wir haben
hier eine Tarifgemeinschaft, keinen Ar beit geber -
verband. Das heißt, jede Partei muss mitgenom-
men werden und das ist kompliziert. Weiterhin
waren im April die Landesinnungen Mecklen -
burg-Vorpommern und Hamburg nicht bereit,
der Tarifgemeinschaft beizutreten. Dies ist nun
gelungen, womit eine der Voraus set zun gen für
ein Allgemein verbindlich keits-Verfahren über-
haupt erst gesichert wurde. Auch weitere Tarif -
partner wurden gewonnen, so dass jetzt tat-
sächlich die Mehrheit aller Friseur verbände –
und Unternehmen in Deutschland den Tarif ver -
trag mittragen. Und das ist zu kunfts weisend für
die Branche. W

Ute Kittel

es ist vollbracht. Der Mindestlohntarifvertrag für
das Friseurhandwerk steht.

Der Tarifvertrag trat am 1. August 2013 in Kraft
und greift ausdrücklich nicht in andere, bessere,
tarifvertragliche Regelungen der Länder oder
einzelvertragliche Zusatzleistungen ein. Es wird
ausschließlich das Mindestentgelt geregelt, kei -
ne anderen Inhalte des Arbeitslebens sind sonst
betroffen.

Es binden sich 26 Tarifpartner, den Tarif ver -
trag direkt umzusetzen. Dies betrifft nach ver.di-
Recherchen und Rücksprachen mit der zuständi-
gen Berufsgenossenschaft Gesundheitsdienst
und Wohlfahrtspflege weit über 90.000 Fri -
seur/in nen. Damit sollte der Antrag auf All -
gemeinverbindlichkeit, den ver.di spätestens
An fang September gemeinsam mit dem Zen -
tral verband des Deutschen Friseurhandwerkes
beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) stellen wird, schnell genehmigt werden.
Bundesweit geht ver.di von 160.000 bis
180.000 angestellten Friseur/innen aus.

Dieser Vertrag ist ein Meilenstein für die von
geringsten Löhnen geprägten Friseurbranche.
Entsprechend hoch wird das öffentliche In te -
resse sein.

Der report „die besonderen“ klärt daher
häu fige Fragen im Vorfeld.

1. Gilt der Tarifvertrag für alle?

Antwort: Noch nicht, aber für alle Unternehmen
der 26 Tarifpartner. Wenn die/der Arbeit neh -
mer/in Mitglied bei ver.di ist, ist er auch direkt
einklagbar. Zudem wird Allgemein ver bind lich -
keit beantragt.

Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

P O R T R Ä T

Fo
to

: v
er

.d
i

Fo
to

: F
ot

ot
ea

m
 v

er
.d

i H
es

se
n



Ich möchte Mitglied werden ab:

Monat/Jahr

Persönliche Daten:

Name

Vorname/Titel

Straße/Hausnummer

PLZ Wohnort

Geburtsdatum

Telefon

E-Mail

Staatsangehörigkeit

Geschlecht  weiblich  männlich

Beschäftigungsdaten

 Arbeiter/in  Angestellte/r

 Beamter/in  DO-Angestellte/r

 Selbstständige/r  freie/r Mitarbeiter/in

 Erwerbslos

  Azubi-Volontär/in-
Referendar/in bis

Altersteilzeit bis

Wehr-/Zivildienst bis

Praktikant/in bis

Sonstiges

Schüler/in-Student/in bis
(ohne Arbeitseinkommen)
  

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße/Hausnummer im Betrieb

PLZ Ort

Branche 

ausgeübte Tätigkeit

  ich bin Meister/in-Techniker/in-Ingenieur/in

Tarifvertrag

Tarifl. Lohn- oder Gehaltsgruppe bzw. 
Besoldungsgruppe

Tätigkeits-/Berufsjahr, Lebensalterstufe

regelmäßiger monatlicher Bruttoverdienst

Euro

Einzugsermächtigung:

Ich bevollmächtige die ver.di, den satzungs-
gemäßen Bei trag bis auf Widerruf im Last-
schrift ein zugs verfahren

zur Monatsmitte  zum Monatsende  

 monatlich  halbjährlich

 vierteljährlich  jährlich

Name des Geldinstituts/Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (Bitte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren* 
monatlich bei meinem Arbeitgeber einzu-
ziehen. *(nur möglich in ausgewählten Unternehmen) 

Personalnummer (nur für Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren

Ich war Mitglied der Gewerkschaft:

von:  bis: 
  Monat/Jahr  Monat/Jahr

Monatsbeitrag: Euro 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Sat-
zung pro Monat 1% des regelmäßigen monatli chen 
Bruttoverdienstes. Für Rentner/innen, Pensionär/innen, 
Vorruheständler/innen, Krankengeldbezieher/innen 
und Erwerbslose beträgt der Monatsbeitrag 0,5% des 
regelmäßigen Bruttoeinkommens. Der Mindest-
beitrag beträgt € 2,50 monatlich. Für Hausfrauen/
Hausmänner, Schüler/innen, Studierende, Wehr-, Zivil-
dienstleistende, Erziehungsgeldempfänger/innen und 
Sozialhilfeempfänger/innen be trägt der Beitrag € 2,50 
monatlich. Jedem Mitglied steht es frei, höhere Beiträge 
zu zahlen.

Datenschutz
Ich erkläre mich gemäß § 4a Abs. 1 und 3 BDSG ein-
verstanden, dass meine mein Beschäftigungs- und 
Mitgliedschaftsverhältnis betreffenden Da ten, deren 
Änderungen und Ergänzungen, im Rahmen der 
Zweckbestimmung meiner Gewerkschaftsmitglied-
schaft und der Wahrnehmung gewerkschafts-
politischer Aufgaben elektronisch verarbeitet und 
genutzt werden.
Ergänzend gelten die Regelungen des Bundes-
datenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung.

Datum/Unterschrift

Datum/Unterschrift

Werber/in: 

Name

Vorname

Telefon

Mitgliedsnummer W
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0

 Vollzeit

Teilzeit Anzahl Wochenstd.B
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Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: 
ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 13 . Die Besonderen . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin
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